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Minderheitsgesellschafter und GmbH-Gesellschafterversammlung 
Wird eine GmbH von einem Mehrheitsgesellschaf-
ter beherrscht, kann dieser seine Position auch 
zu Lasten der Minderheitsgesellschafter miss-
brauchen. Die Rechtsprechung hat daher schon 
seit langem entschieden, dass ein Gesellschafter 
dann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, einem 
Stimmverbot unterliegt. Ansonsten könnte ein 

Mehrheitsgesellschafter-Geschäftsführer die ihm obliegenden Pflichten 
verletzen, wie er will, und könnte jeden Abberufungsantrag mit seiner 
Stimmenmehrheit abweisen. Allerdings erfolgen Beschlussfassungen in 
der Gesellschafterversammlung, zu der nach dem Gesetz der Geschäfts-
führer lädt. Das Gesetz sieht aber vor, dass Minderheitsgesellschafter, 
die allein oder zu mehreren mindestens 10 % des Stammkapitals halten, 
vom Geschäftsführer unter Angabe der Tagesordnungspunkte die Einbe-
rufung einer Gesellschafterversammlung verlangen können. Kommt der 
Geschäftsführer dem nicht nach, können die Minderheitsgesellschafter 
selbst zu der Gesellschafterversammlung laden. In der Gesellschafter-
versammlung gelten dann aber die normalen Regelungen. 
In einem vom OLG Hamburg mit Urteil vom 22.01.2016 – 11 U 287/14   
entschiedenen Fall war der Mehrheitsgesellschafter zu der vom Min-
derheitsgesellschafter geladenen Gesellschafterversammlung nicht 
erschienen. Damit war diese nach den vertraglichen Regelungen nicht 
beschlussfähig. Der Minderheitsgesellschafter lud nochmals unter 
Hinweis darauf, dass die Gesellschafterversammlung nun unabhängig 
vom vertretenen Stammkapital beschlussfähig sei. Zu der Versammlung 
erschienen beide Gesellschafter. Zum Versammlungsleiter wurde auf-
grund der Stimmenverhältnisse der Mehrheitsgesellschafter gewählt. 
Auch wenn ein Gesellschafter bei einer Beschlussfassung einem 
Stimmverbot unterliegt, gilt das für andere Beschlussfassungen in der 
Versammlung nicht. Als solcher beendete er dann vorzeitig die Gesell-
schafterversammlung, ohne dass über die von dem Minderheitsgesell-

schafter auf die Tagesordnung gesetzten Punkte beraten und beschlos-
sen wurde, und verließ den Versammlungsort. Daraufhin wählte sich 
der verbliebene Minderheitsgesellschafter zum Versammlungsleiter und 
fasste die beabsichtigten Beschlüsse. Gegen diese Beschlüsse erhob 
der Mehrheitsgesellschafter Anfechtungsklage gegen die GmbH. Das 
OLG Hamburg wies die Klage ab und führte aus, dass bei einer Ladung 
zur Gesellschafterversammlung durch Minderheitsgesellschafter der 
Versammlungsleiter nicht die Kompetenz habe, die Versammlung zu 
beenden, bevor die in der Ladung genannten Tagesordnungspunkte 
abgearbeitet sind. Die Versammlung konnte daher nach der unwirk-
samen vorzeitigen Beendigung durch den Minderheitsgesellschafter 
fortgesetzt werden. Auf die Beschlussfähigkeit kam es wegen der 
zweiten Gesellschafterversammlung nicht mehr an. Der Mehrheits-
gesellschafter könne sich auch nicht auf eine Verletzung seines Teil-
nahmerechts an Beschlussfassungen berufen, wenn er als oder im 
Zusammenwirken mit dem Versammlungsleiter zusammenwirke, um die 
Beschlussfassung der Minderheitsgesellschafter zu verhindern. Inhalt-
lich war der gefasste Beschluss ebenfalls nicht zu beanstanden.
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Betriebsaufspaltung und Unternehmensübertragung unter Nießbrauchsvorbehalt 
Bei kleinen und mittelständischen Unternehmen 
in der Rechtsform einer GmbH ist es verbreitet, 
dass die Betriebsgrundstücke nicht der GmbH 
gehören, sondern deren Gesellschafter(n), die die 
Grundstücke dann an die GmbH vermieten. Im 
Falle einer späteren Insolvenz der GmbH bleiben 
die Grundstücke im Vermögen der Gesellschaf-

ter und werden nicht vom Insolvenzverwalter mitverwertet. Haben am 
Grundstück und an der GmbH die selbe(n) Person(en) die Mehrheit, 
liegt steuerlich eine sog. Betriebsaufspaltung vor. Die Grundstücksei-
gentümer erzielen aus der Vermietung keine Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, sondern aus Gewerbebetrieb. Das Grundstück befin-
det sich steuerlich in einem Betriebsvermögen. Wird diese Betriebsauf-
spaltung beendet, wird steuerlich das Grundstück aus dem Betriebsver-
mögen entnommen und in das Privatvermögen des Grundstückseigen-
tümers überführt. Hierdurch werden die zwischenzeitlich entstandenen 
Wertsteigerungen (stille Reserven) realisiert und sind zu versteuern. Im 
Regelfall erfolgt aber kein Liquiditätszufluss, denn eine Beendigung der 
Betriebsaufspaltung liegt immer dann vor, wenn nicht mehr dieselben 
Personen am Grundstück und an der GmbH die Mehrheit haben. Dies ist 
etwa bei Übertragung nur des Grundstücks oder nur der GmbH-Anteile 
oder der Übertragung von beidem, aber an verschiedene Personen der 
Fall oder auch dann, wenn über das Vermögen der GmbH das Insolvenz-
verfahren eröffnet wird. Gehört das Grundstück mehreren GmbH-Gesell-
schaftern, die zusammen die Mehrheit haben, können hierbei auch die 
stillen Reserven in der GmbH zu versteuern sein.
In einem vom BFH mit Urteil vom 21.01.2015 – X R 16/2 – entschiedenen 
Fall hatte ein Alleingesellschafter einer GmbH dieser ein in seinem 
Eigentum stehendes Grundstück vermietet. Es lag also eine Betriebsauf-
spaltung vor. Im Rahmen einer lebzeitigen Vermögensnachfolge über-
trug er sowohl das Grundstück als auch seine GmbH-Anteile auf seinen 
Sohn. Sowohl am Grundstück als auch an den GmbH-Anteilen behielt er 
sich den Nießbrauch vor. Das Finanzamt und ihm folgend der BFH sahen 

hierin eine Beendigung der Betriebsaufspaltung. Bei der Übertragung 
eines Grundstücks unter Nießbrauchsvorbehalt habe der Veräußerer 
den maßgeblichen Einfluss auf die Nutzung des Grundstückes. Bei der 
Übertragung von GmbH-Anteilen unter Nießbrauchsvorbehalt stehe 
hingegen das Stimmrecht nicht dem Nießbraucher, sondern dem Eigen-
tümer der Geschäftsanteile und damit im entschiedenen Fall dem Sohn 
zu. Mangels gleichlaufenden beherrschenden Einflusses war mit der 
Übertragung unter Eigentumsvorbehalt die Betriebsaufspaltung been-
det worden und die stillen Reserven im Grundstück zu versteuern. Dabei 
konnte der Vater noch von Glück reden, dass er Alleineigentümer war. 
Hätte eine Personengesellschaft mit Mehrheitsbeteiligung des Vaters 
das Grundstück an die dem Vater gehörende GmbH vermietet, wären die 
GmbH-Anteile in das Sonderbetriebsvermögen des Vaters an der Perso-
nengesellschaft gefallen und damit auch die stillen Reserven im GmbH-
Anteil zu versteuern gewesen. Bei derartigen Gestaltungen sollte in 
jedem Fall ein Steueranwalt oder Steuerberater eingeschaltet werden.
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